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rar
Zur strategischen

Heereskunde

Die Versorgung innerhalb der
Logistik
Ein System unterirdischer, kombi-
nieder Versorgungsanlagen geht
seiner Vollendung entgegen. In

diesen Anlagen sind unter ande-
rem Spezialwerkstätten für die
Reparatur von Geschützen über

Panzeraggregate und Motorfahr-

zeuge bis zum Übermittlungs- und

Radargerät vorbereitet.
In der unterirdischen, kombinier-
ten Versorgungsanlagen sind
nebst den Vorräten des Material-
dienstes und Verpflegungsmitteln
auch bedeutende Sanitätsmaterial-
reserven eingelaged. Insgesamt
sind für die Versorgung im Kriegs-
falle über rund 600 Anlagen der
Basis vorhanden. Die dod einge-
lageden Vorräte wiegen rund
650 000 Tonnen, also mehr als
1 Tonne pro Schweizer Wehrmann.
Aus dieser Darstellung geht zu-
sammenfassend die insgesamt vor-
handene Versorgungsinfrastruktur
der Basis hervor. Dabei kann zwi-

sehen den odsfesten Einrichtun-

gen, vergleichbar mit zivilen Re-

gionallagern und den frei wählba-
ren Basisversorgungsplätzen, die
gleiche Funktionen wie zivile Ein-

kaufszentren erfüllen, unterschie-
den werden.

Seit der Inkraftsetzung der neuen
Versorgungskonzeption am 1. Ja-

nuar 1977 kann jede Truppe auf
diesen Basisversorgungsplätzen
über verhältnismässig kurze Di-

stanzen all das abholen, was sie

benötigt. Der Truppe wird im An-
schluss an die Kriegsmobilma-
chung überdies eine grosse Ver-

sorgungsautonomie durch Abgabe
zusätzlicher Versorgungsgüter ver-
liehen. Sie soll, unabhängig vom
täglichen Nach- und Rückschub,
während einer ganzen Kampfperi-
ode leben und kämpfen können.

(Quelle: «Die Schweizer Armee
heute» von L. F. Carrel)

STeWun^ria/tme des Bundesrates zu den v\dst/mmungs-
erg-ebn/'ssen vom Sonntag:, 6. /un/ /993

Beide wehrpolitischen Initiativen abgelehnt

Volk und Stände haben die Initiative «für eine Schweiz ohne neue
Kampfflugzeuge» klar abgelehnt. Bachab geschickt wurde ebenfalls
das Begehren «40 Waffenplätze sind genug - Umweltschutz auch
beim Militär», im Namen der Landesregierung nahm Bundesrat Kas-

par Villiger am Sonntag abend vor der Presse zu beiden Vorlagen
Stellung. Dabei zeigte sich der EMD-Chef erfreut über die beiden
Abstimmungsergebnisse. «Nun können wir mit ganzer Kraft die
Armeereform '95 wie auch unsere Sicherheitspolitik weiterführen.»

Mit grosser Genugtuung hat der
Bundesrat vom Nein zur Initiative
für eine Schweiz ohne neue
Kampfflugzeuge Kenntnis genom-
men. EMD-Chef Kaspar Villiger:
«Dieses Ergebnis zeugt vom
hohen Verantwortungsbewusstsein
unserer Bürgerinnen und Bürger.»

Gravierende Lücke geschlossen
Die Verwerfung der Initiative der
«Gruppe für eine Schweiz ohne
Armee» ermögliche, dass die
Armee ein «glaubwürdiges Instru-
ment der Sicherheitspolitik» blei-
be. Die gravierende Lücke in unse-
rer Luftverteidigung sei damit

geschlossen, das Kernstück der
neuen Verteidigungskonzeption,
die dynamische Raumverteidi-

gung, könne nun realisiert wer-
den. Die Schweiz habe auch

gegen aussen ihren Willen zur
Selbstbehauptung signalisiert, was
gerade jetzt wichtig sei, «wo wir
unsere Position in Europa neu defi-
nieren».

«Verantwortung und Sicherheit»

Eine auf den ersten Blick populäre
Volksinitiative sei am Verantwor-
tungsbewusstsein des Souveräns

gescheitert, erklärte der EMD-
Chef. Das gebe Anlass zur Über-

zeugung, dass ebenfalls die schon

angekündigten, zum Teil noch
extremeren Forderungen gegen
Armee und Landesverteidigung
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4 Zur strategischen Lage

keine Chancen hätten. Villiger hob
hervor, dass neben der Bedeutung
für die Sicherheit unseres Landes
auch weitere Zeichen gesetzt wur-
den. Die Initiative der Armeeab-
schaffer wollte «verfassungsmässi-

ge Parlamentsentscheide rückwir-
kend umstürzen; das hätte die
Rechtssicherheit und die Problem-

lösungsfähigkeit gefährdet». Auch
aus dieser Sicht sei dieser Ent-
scheid wegweisend.

Wieder am selben Strick ziehen

Die Armee sei mit dem heutigen
Entscheid klar gestärkt worden,
meinte der EMD-Chef. Dies gelte
sowohl für die Glaubwürdigkeit
des Verteidigungswillens als auch
für die Motivation der Truppe.
Gleichzeitig sei aber auch eine

wichtige Voraussetzung für die
zügige Weiterführung der Refor-

men erfüllt. Bundesrat Villiger
unterstrich denn auch, dass er sich

«jetzt mit ganzer Kraft der Armee-
reform widmen» könne. Es sei äus-
serst wichtig, dass die um einen
Drittel reduzierte Armee '95 jene
Ausrüstung erhalte, die zuoberst
auf der Prioritätenliste steht. Alle,
die zwar für die Armee einstehen,
in der Flugzeugfrage aber anderer

Meinung waren, rief Villiger auf,
«Bundesrat und Parlament in ihrer
Sicherheitspolitik zu unterstützen».
Er hob hervor, dass sich das EMD
seiner Mitverantwortung für die
anderen Staatsaufgaben weiterhin
bewusst sei: «Wir werden auch

künftig nur das Nötigste beanspru-
chen und auf bloss Wünschbares
verzichten.»

Risikovorsorge und Kooperation
Neben der Sicherheit der Schweiz
begrüsste Bundesrat Villiger die
gerade in der Rezession enorm
wichtigen wirtschaftlichen Impul-
se, welche mit der Flugzeugbe-
Schaffung verbunden sind. Ausser-
dem habe der Souverän das wich-

tige Signal gesetzt, «dass die
Schweiz auch in Zukunft ein ver-
lässlicher sicherheitspolitischer Part-

ner in Europa sein will». Neben der
Risikovorsorge in Form einer glaub-
würdigen Landesverteidigung solle
auch der zweite Pfeiler der Sicher-

heitspolitik gestärkt werden: die
Chancenförderung und die inter-
nationale Zusammenarbeit.

Entscheid der Vernunft
Der Bundesrat begrüsst auch das
Nein zur Waffenplatz-Initiative.
EMD-Chef Kaspar Villiger bezeich-
nete das Verdikt als «Entscheid der
Vernunft». Das Abstimmungsresul-
tat zeige, «dass das Volk eine lei-
stungsfähige Armee will». Mit der
Ablehnung des Begehrens bleibe
der Weg frei für notwendige
Erneuerungen von Waffen- und
Übungsplätzen und somit für eine

zeitgemässe Ausbildung unserer
Bürgersoldaten. «Nun können wir
vermehrt auf Simulator-Training
umstellen und dadurch die Bela-

stung der Zivilbevölkerung und
der Umwelt reduzieren», erklärte
der EMD-Chef.
Die Modernisierung von Ausbil-
dungsanlagen sei auch eine wich-
tige Voraussetzung zur Verwirkli-
chung der Armee '95. Mit dem
Nein zur Waffenplatz-Initiative
werde die Reform «wesentlich er-
leichtert». Im übrigen könnten

jetzt auch dringend erforderliche
Sanierungen von Truppenunter-
künften rascher vorgenommen
werden.

Kein Blankocheck für das EMD

Das Abstimmungsresultat sei aller-

dings kein Blankocheck, betonte
Bundesrat Villiger. Das EMD wolle
weder mehr als 50 Waffenplätze
noch eine Verbetonierung der
Landschaft. «Wir werden die
militärische Bautätigkeit auf ein

vernünftiges Mass beschränken.»
Nach den Worten des EMD-Chefs

ist Umweltschutz auch in der
Armee eine Selbstverständlichkeit.
Die vielen Ja-Stimmen seien

jedoch «eine politische Verpflich-
tung».
Villiger attestierte den Initianten,
sie hätten zum Teil berechtigte
Anliegen in die politische Diskus-
sion gebracht, indem sie dazu

beitrugen, Bürger und Armee für
die Zusammenhänge zwischen
Ausbildung und Umweltschutz zu
sensibilisieren. «Dabei sind sie
aber über das Ziel hinausgeschos-
sen.» Der EMD-Chef dankte allen,
die den Bundesrat unterstützt
haben.

In eigener Sache

Diesem Dank scMessen s/c/r eben-
Fa//s der Scbwe/zeriscbe Fourier-
verband und «Der Fourier» an.
Letzterer desha/b, we// genügend
P/atz und Mffe/ e/ngeräumt wor-
den s/nd, gez/e/f und effizient

gegen e/ne Schwerz ohne Armee
e/nzustehen. W/e S/e m/t d/eser

Ausgabe s/cheri/cb sehen, s/nd w/r

gerne zu unserer Tagesordnung
übergegangen /n der FLoffiiung,
künftig von so/chen h/nterhà'/t/gen
Absf/mmungen verschont zu b/e/-
ben.

Antreten zum Küchendienst. Doch

vorher noch eine kurze, präzise

Erörterung.

«Küchengehilfe Wismer, bei wieviel

Grad kocht das Wasser?»

«Bei 100, Herr Quartiermeister.»

«Falsch - bei 90 Grad.»

Eine Woche später knöpft sich der

Vorgesetzte den Küchengehilfen vor,

setzt ein versöhnliches, menschliches

Lächeln auf:

«Mit Ihrem Kochgraden, Wismer,

lagen Sie selbstverständlich

goldrichtig. Ich hatte das mit dem

rechten Winkel verwechselt.»
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